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§ 67 LJVollzG RPf 
(Auszahlung von Taschengeld)

Nach § 67 Abs. 4 Satz  2 LJVollzG hat 
aufgrund der Formulierung „zu Beginn 
eines Monats im Voraus“ die Auszah-
lung des Taschengeldes zum Ersten 
eines Kalendermonats zu erfolgen hat.

Oberlandesgericht Koblenz, Beschluss 
vom 5. November 2014 - 2 Ws 499/14 
(Vollz)

Gründe:

Das Verfahren betrifft die Auslegung 
von § 67 Abs. 4 Satz 2 LJVollzG, wonach 
das Taschengeld eines Strafgefange-
nen zu Beginn des Monats im Voraus 
gewährt wird.

I.

Der Antragsteller verbüßt derzeit eine 
Freiheitsstrafe in der Justizvollzugs- und 
Sicherungsverwahrungsanstalt Diez 
(Antragsgegnerin). Gemäß § 68 Abs. 
2 Satz 1 LJVollzG ist den Gefangenen 
der Besitz von Bargeld nicht gestattet; 
für sie werden deshalb Hausgeld-, Ta-
schengeld - und Eigengeldkonten ge-
führt (§ 68 Abs. 1 LJVolIzG), über deren 
Guthaben die Gefangenen gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen verfügen 
können.

Für den Monat März 2014 stand dem 
insoweit bedürftigen Antragsteller ein 
Taschengeld von 35,07 Euro zu. Die An-
tragsgegnerin schrieb seinem Konto für 
diesen Monat jedoch nur einen Betrag 
von 20,57 Euro gut; den Differenzbe-
trag zum vollen Taschengeldanspruch 
in Höhe von 14,50 Euro rechnete sie als 
Eigengeld an, nachdem eine zweckge-
bundene Zuwendung eines Dritten in 
Höhe von 250,- Euro für die Ausfüh-

rung zu einem Gerichtstermin nicht 
vollständig aufgebraucht und hiervon 
ein Restbetrag von 84,48 Euro übrig 
geblieben war.

Mit seinem Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung begehrte der Antragsteller, 
die Antragsgegnerin zu verpflichten, 
ihm für den Monat März das Taschen-
geld in voller Höhe auszuzahlen und 
festzustellen, dass zweckgebundene 
Einzahlungen Dritter (§ 70 LJVollzG) 
nicht als Eigengeld verbucht und auf 
das Taschengeld angerechnet werden 
dürfen; darüber hinaus beantragte er, 
die Antragsgegnerin zu verpflichten, 
das ihm zustehende Taschengeld mo-
natlich so frühzeitig auszuzahlen, dass 
er den am 3. Tag eines Monats stattfin-
denden Einkauf wahrnehmen könne.
Die Strafvollstreckungskammer hat 
mit der im Tenor genannten Entschei-
dung die Antragsgegnerin verpflichtet, 
das Taschengeld des Antragstellers so 
frühzeitig auszuzahlen, dass es diesem 
am 3. Tag eines jeden Monats zur Ver-
fügung steht; im Übrigen hat es den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
als unbegründet zurückgewiesen. Sie 
hat weiter entschieden, dass die Kosten 
des Verfahrens und die notwendigen 
Auslagen des Antragstellers in Höhe 
von 66 v.H. von diesem selbst und im 
Übrigen von der Staatskasse zu tragen 
sind; den Streitwert für das Verfahren 
hat die Strafvollstreckungskammer auf 
250,- Euro festgesetzt. Wegen der Ein-
zelheiten wird auf den Beschluss vom 
22. August 2014 (BI. 49 ff. d.A.) Bezug 
genommen.

Gegen die ihm am 4. September 2014 
zugestellte Entscheidung hat der An-
tragsteller mit Schreiben vom 5. Sep-
tember 2014, beim Amtsgericht einge-
gangen am 9. September 2014 (BI. 58 
ff. d.A.) ein als „Widerspruch, Einspruch 
als auch Beschwerde“ bezeichnetes 
Rechtsmittel eingelegt, welches sich 
neben der Anfechtung der seinen An-
trag verwerfenden Entscheidung auch 
gegen die Entscheidung über die Kos-
ten und die Festsetzung des Streitwerts 
richten soll. Darüber hinaus beantragt 

der Antragsteller die Gewährung von 
Prozesskostenhilfe für das Rechtsbe-
schwerdeverfahren unter Beiordnung 
von Rechtsanwältin Wilhelm-Furtwäng-
ler aus Saarbrücken.

Auch die Antragsgegnerin hat gegen 
die ihr am 4. September 2014 zuge-
stellte Entscheidung Rechtsbeschwer-
de eingelegt. Sie wendet sich gegen 
ihre Verpflichtung zur Auszahlung des 
Taschengeldes spätestens zum 3. Tag 
eines jeden Monats und rügt insoweit 
die Verletzung von § 67 Abs. 4 Satz 2 
LJVoIIzG (BI. 64 ff. d.A.). Das Ministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz hat 
sich diesem Rechtsmittel mit Schreiben 
vom 2. Oktober 2014 (BI. 68 ff. d.A.) 
angeschlossen.

II.

Sowohl die Rechtsbeschwerde des 
Antragstellers als auch diejenige der 
Antragsgegnerin haben keinen Erfolg.

1. Rechtsbeschwerde und weitere 
Rechtsmittel des Antragstellers

…

2. Rechtsbeschwerde der Antragsgeg-
nerin

a) Die Rechtsbeschwerde der Antrags-
gegnerin ist zulässig, insbesondere in 
der gesetzlich vorgeschriebenen Form 
und Frist eingelegt und begründet 
worden. Der Senat lässt die Rechtsbe-
schwerde gemäß § 116 Abs. 1 StVollzG 
zu, da es geboten ist, die Nachprüfung 
der angefochtenen Entscheidung zur 
Fortbildung des Rechts zu ermöglichen. 
Der Fall gibt Veranlassung, Leitsätze für 
die Auslegung gesetzlicher Vorschriften 
des materiellen Rechts aufzustellen. Es 
bedarf der - über den hier zu entschei-
denden Einzelfall hinaus bedeutsamen 
- obergerichtlichen Klärung der Frage, 
wie der Begriff „zu Beginn des Monats 
im Voraus“ in § 67 Abs. 4 Satz 2 LJVollzG 
auszulegen ist.

Wegen der ausschließlich auf die Auf-
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hebung von Ziffer 1. der angegriffenen 
Entscheidung gerichteten Rechtsbe-
schwerde der Antragsgegnerin hat 
der Senat nur zu überprüfen, ob die 
Verpflichtung der Antragsgegnerin zur 
Auszahlung des dem Antragsteller zu-
stehenden Taschengelds zum 3. Tag 
eines jeden Monats rechtmäßig ist. Dies 
ist zu bejahen.

b) Gemäß § 67 Abs. 1 Satz 1 LJVoIIzG 
wird bedürftigen Strafgefangenen auf 
Antrag Taschengeld gewährt. Bedürf-
tig sind Strafgefangene dann, soweit 
ihnen aus Hausgeld und Eigengeld 
monatlich ein Betrag bis zur Höhe des 
Taschengelds voraussichtlich nicht zur 
Verfügung steht (§ 67 Abs. 1 Satz 2 
LJVollzG). Das Taschengeld beträgt 14 
v.H. der Eckvergütung nach § 65 Abs. 2 
LJVoIIzG (§ 67 Abs. 4 Satz 1 LJVollzG). Es 
wird zu Beginn des Monats im Voraus 
gewährt (§ 67 Abs. 4 Satz 2 LJVoIIzG).
Der Begriff „zu Beginn des Monats im 
Voraus“ ist weder im Landesjustizvoll-
zugsgesetz noch in anderen Gesetzen 
näher bestimmt. Er findet sich auch 
im Landessicherungsverwahrungsvoll-
zugsgesetz (§ 62 Abs. 3 Satz 2 LSVVoIIzG) 
und entspricht der Begrifflichkeit in 
den Justizvollzugs- und Sicherungs-
verwahrungsvollzugsgesetzen anderer 
Bundesländer (vgl. etwa § 62 Abs.  3 
Satz 2 SVVollzG Bln; § 62 Abs. 3 Satz 2 
BbgSVVollzG; § 68 Abs. 4 Satz 2 BbgJ-
VollzG; § 59 Abs. .2 Satz 2 SJStVolIzG; § 
62 Abs. 2 Satz 2 SVVoIIzG M-V; § 57 Abs. 
3 Satz 2 StVolIzG M-V; § 63 Abs. 3 Satz 2 
SichVVollzG Br; § 68 Abs. 4 Satz 2 ThürJ-
VollzGB; § 57 Abs. 3 Satz 2 SLStVollzG). 
Mit Inhalt und Begründung hat sich 
der Gesetzgeber in § 67 Abs. 4 Satz 2 
LJVoIIzG dem Musterentwurf zum Lan-
desstrafvollzugsgesetz (ME-StVolIzG) 
vom 23. August 2011 (dort § 57 Abs. 
3 Satz .2 ME-StVollzG) angeschlossen.
c) § 67 Abs. 4 Satz 2 LJVoIIzG verwen-
det den Begriff „Monat“ im Wort- bzw. 
kalendarischen Sinne, wonach der Zeit-
spanne von einem Kalendermonat ein 
bestimmter Monatsname (z.B. März) 
zugeordnet wird. Davon geht auch die 
Antragsgegnerin aus, wie sich aus den 
von ihr erstellten Kontoauszügen er-

gibt. Ein Monat im kalendarischen Sinn 
„beginnt“ mit dem ersten Tag, dem sog. 
Ersten eines Monats (z.B. dem 1. März 
2014). Der Wortlaut von § 67 Abs. 4 
Satz  2 LJVollzG mit der Formulierung 
„zu Beginn eines Monats“ spricht des-
halb dafür, dass die Auszahlung des 
Taschengeldes zum Ersten eines Ka-
lendermonats zu erfolgen hat, zumal 
die Wortwahl noch dadurch verstärkt 
wird, dass das Geld „im Voraus“ zu ge-
währen ist. 

d) Diese Auslegung nach dem Wort-
sinn wird durch Sinn und Zweck der 
Regelung bestätigt. Nach den Geset-
zesmaterialien erfolgt die Gewährung 
von Taschengeld „im Voraus“, um von 
Beginn der Haftzeit an ein Abgleiten des 
Strafgefangenen in die Subkultur zu ver-
meiden (vgl. Landtag Rheinland-Pfalz, 
Drucks. 16/1910 v. 18.12.2012, S. 141). 
Dabei ging der Landesgesetzgeber da-
von aus, dass solche Strukturen immer 
dann auftreten, wenn Strafgefangene 
von den Zuwendungen anderer abhän-
gig werden. Zwar ist der Bargeldverkehr 
unter Strafgefangenen ausgeschlossen, 
weil ihnen gemäß § 68 Abs. 2 Satz 1 
LJVoIIzG der Besitz von Bargeld grund-
sätzlich nicht gestattet ist. Mittellose 
Strafgefangene würden aber dennoch 
in unerwünschte und ihre Resoziali-
sierung gefährdende Abhängigkeiten 
geraten, wenn ihnen in der Anstalt er-
hältliche Konsumgüter (wie etwa Süßig-
keiten, Zeitschriften oder Zigaretten), 
die sie sich selbst nicht leisten können, 
durch Zuwendungen anderer Gefan-
gener zugänglich gemacht werden. 
Deshalb dürfen die Gefangenen Nah-
rungs-, Genuss- und Körperpflegemittel 
auch nur vom Haus- und Taschengeld 
einkaufen (§ 62 Abs. 2 Satz 5 LJVoIIzG), 
wodurch sichergestellt werden soll, dass 
allen Gefangenen monatlich der gleiche 
Betrag zum Erwerb solcher Mittel zur 
Verfügung steht. 

Der Zweck der Gewährung von Taschen-
geld liegt deshalb auch darin, dem in 
der Justizvollzugsanstalt unverschul-
det einkommenslosen und bedürfti-
gen Gefangenen eine Sicherung des 

Minimums an Mitteln zur Befriedigung 
solcher persönlicher Bedürfnisse zu ge-
währen, die über die auf Existenzsiche-
rung ausgerichtete Versorgung durch 
die Justizvollzugsanstalt hinausgehen 
(vgl. BVerfG, 2 BvR 1453/94 v. 4.9.1995, 
Rn. 14 n. juris; OLG Koblenz, 2 Ws 135/95 
v. 31.3.1995 -NStZ 1995, 462 <463>; 
2 Vollz [Ws] 86/88 v. 16.1.1989 - NStZ 
1995, 342 <343>; 2 Vollz [Ws] 48/88 v. 
26.8.1988 - NStZ 1988, 576; OLG Ham-
burg, 2 Ws 75/11 v. 11.8.2011, Rn. 13 n. 
juris; OLG Zweibrücken, 1 Ws 174/04 
v. 19.5.2004, Rn. 9 n. juris; OLG Hamm, 
1 Vollz [Ws] 117/95 v. 18.5.1995, juris; 
Laubenthal, in: Schwind/Böhm/Jehle/
Laubenthal, StVollzG, 6. Aufl. Rn. 1). 
Denn ein Strafgefangener ist noch we-
niger als ein in Freiheit befindlicher Be-
dürftiger in der Lage, sich die dringend 
benötigten Gegenstände des Alltags zu 
besorgen (OLG Karlsruhe, 2 Ws 280/06 v. 
30.4.2007, Rn. 17 n. juris). Insbesondere 
soll es dem bedürftigen Gefangenen 
ermöglicht werden, von den in der An-
stalt angebotenen Einkaufsmöglich-
keiten Gebrauch machen zu können, 
wobei er grundsätzlich das gesamte 
Taschengeld nach seinem freien Belie-
ben hierauf verwenden darf (vgl. Callies/
Müller-Dietz, StVollzG, 11. Aufl., § 47 Rn. 
1 mwN). Dementsprechend wird den 
Gefangenen der regelmäßige Einkauf 
ermöglicht und die Anstalt hat auf ein 
Angebot hinzuwirken, das auf die Wün-
sche und Bedürfnisse der Gefangenen 
Rücksicht nimmt (vgl. § 62 Abs. 2 Sätze 
1 und 2 LJVolIzG). 

Damit übernimmt das Taschengeld als 
finanzielle Mindestausstattung bei ei-
nem Gefangenen eine ähnliche Funk-
tion wie die Hilfe zum Lebensunterhalt 
bei einem mittellosen Bürger (vgl. Senat, 
2 Ws 48/88 Vollz v. 26.8.1988, aaO.; LG 
Bamberg, 1 StVK 37/12 v. 22.3.2012, Rn. 
17 f. n. juris). Das Taschengeld folgt dem 
Grundgedanken des Sozialhilferechts, 
dem es entstammt (vgl. KG, 5 Ws 108/99 
v. 16.4.1999, Rn. 8 n. juris; Laubenthal, 
in Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, 
aaO.). Wie im Rahmen der Sozialhilfe 
ist für den Taschengeldanspruch des 
Strafgefangenen maßgeblich, ob ihm 
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rein tatsächlich für ein Mindestmaß an 
menschenwürdigem Leben die erfor-
derlichen Genussmittel zur Verfügung 
stehen (OLG Dresden, 2 Ws 171/96 v. 
3.9.1996, juris). Für den Bereich sozialer 
Hilfeleistungen im Bereich der Daseins-
fürsorge ist jedoch anerkannt, dass die 
Auszahlung monatlich zu Beginn des 
jeweiligen Kalendermonats zu erfolgen 
hat. § 41 Abs. 1 Satz 4 SGB II legt fest, 
dass die Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts (§§ 19 ff. SGB II) „mo-
natlich im Voraus“ erbracht werden sol-
len. Dies entspricht der Zahlungsweise 
bei der Sozialhilfe und bedeutet, dass 
die Leistungen für einen bestimmten 
Monat dem Hilfebedürftigen am Mo-
natsanfang tatsächlich zur Verfügung 
stehen müssen (vgl. LSG Schleswig-
Holstein, L 11 AS 75/09 v. 24.8.2011, 
Rn. 43 n. juris mwN; LSG NRW, U 7B 
341/08 v. 24.11.2008, Rn. 3 n. juris: am 
jeweils Ersten eines Monats; Burkiczak, 
jurisPK-SGB II, 3. Aufl. 2012, § 41 Rn. 30: 
am ersten Werktag eines Monats). Dies 
findet seine Berechtigung darin, dass 
die Bedürftigkeit nicht erst im Laufe 
des Monats entsteht, sondern von Be-
ginn eines Monats an vorliegt. In der 
sozialrechtlichen Literatur wird darüber 
hinausgehend sogar die Auffassung 
vertreten, dass „monatlich im Voraus“ 
den Leistungsträger verpflichtet, die 
Hilfe bereits am letzten Tag des Vormo-
nats zu erbringen (vgl. Eicher, in: Eicher/
Spellbrink, SGB II, 2. Aufl. § 41 Rn. 11). 

Für die Bedürftigkeit von Strafgefan-
genen kann insoweit nichts anderes 
gelten. Sie ist unabhängig von den 
Einkaufsmöglichkeiten in der Anstalt 
zu bestimmen, da die Gefangenen ihr 
Taschengeld auch für andere Zwecke 
als den Einkauf von Nahrungs-, Ge-
nuss- und Körperpflegemitteln einset-
zen dürfen, etwa zum Bestellen von 
Waren über den Versandhandel oder 
zur Überweisung an Angehörige. Die 
Bereitstellung von Taschengeld hat so 
rechtzeitig erfolgen, dass der Strafge-
fangene im Bedarfszeitpunkt auch da-
rüber verfügen kann (vgl. LG Bamberg 
aaO., Rn. 14). Würde sich die Auslegung 
des Begriffs „zu Beginn des Monats im 

Voraus“ im Sinne des Rechtsbeschwer-
devortrags der Antragsgegnerin an den 
in der Anstalt konkret angebotenen Ein-
kaufsmöglichkeiten orientieren, dann 
hätte es der Anstaltsleiter bei der in 
seinem Ermessen liegenden Ausgestal-
tung des Einkaufsverfahrens (vgl. § 62 
Abs. 2 Satz 4 LJVoIIzG) in der Hand, mit 
der Festsetzung des ersten Einkaufster-
mins den Auszahlungszeitpunkt für das 
Taschengeld selbst zu bestimmen. Dem 
ist das gesetzgeberische Konzept aber 
ersichtlich nicht gefolgt. 

e) Dieses Auslegungsergebnis wird 
auch durch einen Vergleich mit der 
früheren Rechtslage bestätigt. Bis zum 
Inkrafttreten des LJVoIIzG richtete sich 
die Gewährung von Taschengeld nach 
§  46 StVollzG. Nach dieser Vorschrift 
war einem Gefangenen, der ohne sein 
Verschulden kein Arbeitsentgelt und 
keine Ausbildungsbeihilfe erhält, ein 
angemessenes Taschengeld zu gewäh-
ren, wenn er bedürftig war. Einen be-
stimmten Auszahlungszeitpunkt sah 
die Regelung, im Gegensatz zu § 67 
Abs. 4 Satz 2 LJVoIIzG, nicht vor. Nach 
Abs. 3 der Verwaltungsvorschrift zu § 46 
StVollzG war ein Gefangener bedürftig, 
soweit ihm im laufenden Monat aus 
Haus- und Eigengeld nicht ein Betrag 
bis zur Höhe des Taschengeldes zur Ver-
fügung stand, wobei sich die Prüfung 
der Bedürftigkeit nach den finanziellen 
Umständen in dem Zeitraum richtete, 
für den die Bedürftigkeit festzustellen 
war (vgl. zu dieser Praxis OLG Hamburg, 
3 Vollz [Ws] 34/00 v. 22.6.2000, Rn. 8 n. 
juris). Dies führte dazu, dass die finan-
ziellen Umstände erst nach Ablauf des 
maßgeblichen Zeitraums festgestellt 
werden konnten, da immer die Mög-
lichkeit bestand, dass ein Gefangener im 
Laufe eines Monats noch Gelder erhielt, 
die zu berücksichtigen und anzurech-
nen waren (vgl. OLG Frankfurt am Main, 
3 Ws 680/06 v. 12.10.2006, Rn. 9 n. juris). 
in der Praxis wurde daher faktisch erst 
im Nachhinein Taschengeld bewilligt, 
was u.a. dazu führte, dass gerade in der 
kritischen Phase bei Zugang während 
des ersten Monats dem Strafgefange-
nen tatsächlich kein Taschengeld für 

Einkäufe zur Verfügung stand.

Gerade diesem Umstand hat der Gesetz-
geber jedoch, wie sich aus der Begrün-
dung des Gesetzes eindeutig ergibt, 
entgegentreten wollen. Eine nachträgli-
che Zahlung kann weder den Bedarf de-
cken, der in der Vergangenheit einmal 
bestand, noch kann sie ihrer Funktion 
in den Fällen gerecht werden, in de-
nen der Bedarf im Zeitraum der Aus-
zahlung anderweitig gedeckt ist. Die 
Auszahlung des Taschengeldes kann 
dann nur noch als finanzielle Entschädi-
gung dafür angesehen werden, dass die 
Mindestausstattung in dem Moment, in 
dem hierfür tatsächlich Bedarf bestand, 
versagt wurde; das aber ist sicher nicht 
Zweck des Taschengelds (vgl. LG Bam-
berg aaO. Rn. 19). Hätte der Gesetzge-
ber es bei der früher praktizierten, die 
Gefahr subkultureller Abhängigkeiten 
begünstigen Auszahlungspraxis belas-
sen wollen, so wäre die ausdrückliche 
Fälligkeitsregelung in § 67 Abs. 4 Satz 
2 LJVollzG nicht erforderlich gewesen.
Nach alledem ist die Verpflichtung der 
Antragsgegnerin, dem Antragsteller das 
Taschengeld bis zum 3. Tag eines jeden 
Monats gutzuschreiben, rechtlich nicht 
zu beanstanden.


